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Wichtige Zahlen für die Arbeitslosenversicherung
Stand 1.1.2024

N1 Höchstversicherbarer Jahresverdienst CHF 148 200 Art. 3 AVIG

N2 Mindestgrenze des versicherten Ver-
dienstes

CHF 500 Art. 40 AVIV

N3 Oberer Grenzbetrag berufliche Vor-
sorge

CHF 88 200 Art. 10b AVIV

N4 Für den Anspruch auf Familienzula-
gen massgebender monatlicher Min-
destlohn

CHF 612 Art. 22 AVIG

N5 ALV-Beitragssatz 2,2 % je 1,1 % für Arbeitneh-
mende und Arbeitgeber

N6 AHV-Beitragssatz 8,7 % Je 4,35 % für Arbeitneh-
mende und Arbeitgeber

N7 IV-Beitragssatz 1,4 % Je 0,7 % für Arbeitneh-
mende und Arbeitgeber

N8 EO-Beitragssatz 0,5 % Je 0,25 % für Arbeitneh-
mende und Arbeitgeber

N9 Total Sozialversicherungsbeiträge 12,8 % Je 6,4 % für Arbeitneh-
mende und Arbeitgeber

N10 BU für Arbeitslose bei Teilnahme an
AMM

0,9454 % Zu Lasten des Fonds

N11 NBU für Arbeitslose 3,7 % 1/3 zu Lasten des Fonds
2/3 zu Lasten der Versi-
cherten

N12 BVG für Arbeitslose (für Risiko
Invalidität und Tod)

0,25 % Auf dem koordinierten
Tageslohn: je hälftig
Fonds/ Versicherte

N13 Pauschalbetrag obligatorische
Krankenpflegeversicherung

• Erwachsene

• Kinder

• junge Erwachsene

CHF 8100

CHF 1932

CHF 6216

Die entsprechenden
Formulare sind im TCNet
unter der Rubrik «Formu-
lare» nach Jahren geord-
net abgelegt.
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N14 Betrag für den allgemeinen
Lebensbedarf

• Alleinstehende

• Ehepaare

• 1. und 2. Kind

• 3. und 4. Kind

• je weiteres Kind

CHF 20 100

CHF 30 150

CHF 10 515

CHF 7 010

CHF 3 505

Die entsprechenden
Formulare sind im TCNet
unter der Rubrik «Formu-
lare» nach Jahren geord-
net abgelegt.
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Gerichtskosten in Beschwerdeverfahren vor Bundes-
gericht

N20 Zum Thema «Gerichtskosten in Beschwerdeverfahren vor Bundesgericht» sind mehrere
Bundesgerichtsentscheide ergangen, aus denen sich Folgendes ergibt:

1. Die Kantone und die mit dem Vollzug betrauten kantonalen Durchführungsorgane im
Sinne von Art. 76 Abs. 1 Bst. c AVIG (KAST, RAV und LAM) fallen unter die Befreiung
von Gerichtskosten im Rahmen von Art. 66 Abs. 4 BGG (BGE 133 V 640).

2. Die Arbeitslosenkassen fallen hingegen nicht unter die Befreiung von Gerichtskosten
im Rahmen von Art. 66 Abs. 4 BGG (BGE 133 V 637).
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Beschwerde beim Bundesgericht gegen Rückwei-
sungsentscheide der kantonalen Gerichte

N21 Seit Mitte 2009 hat das Bundesgericht seine Praxis bezüglich der Beschwerdelegitimität
des SECO gegen Rückweisungsentscheide von kantonalen Gerichten an die Vorinstanz
zur Ergänzung weiterer Abklärungen geändert.

Das Bundesgericht ist der Auffassung, dass ein Rückweisungsentscheid zur Ergänzung
weiterer Abklärungen eine Zwischenverfügung ist, und dass das SECO, da es die Mög-
lichkeit hat, gegen den neuen, vorinstanzlichen Entscheid Beschwerde einzulegen, in die-
sem Fall keinen nicht wiedergutzumachenden Nachteil geltend machen kann (BGE 133 V
477 und BGE 133 V 645). Weder das Argument der offensichtlichen Verletzung von
Bundesrecht, noch jenes der Prozessökonomie haben es bisher vermocht, das Bundes-
gericht zu einer anderen Auffassung zu bewegen.

Hingegen war es der Ansicht, dass die Vollzugsstelle, an die der Fall zurückgewiesen wird,
gegen den Rückweisungsentscheid Beschwerde einlegen kann, wenn der fragliche Ent-
scheid seinen Entscheidungsspielraum erheblich einschränkt, insbesondere, wenn dies
für sie bedeuten würde, einen gegen Bundesrecht verstossenden Entscheid zu fällen
(BGE 8C_1041/2008 vom 12.11.2009, 8C_541/2009 vom 19.11.2009, 8C_817/2008 vom
19.6.2009, 8C_1019/2008 vom 28.7.2009).

Bisher war es üblich, dass das SECO in seiner Eigenschaft als Aufsichtsbehörde der ALV
(vgl. Art. 83 Abs. 3 AVIG) genau dann eingriff, wenn der Rückweisungsentscheid dazu
geführt hätte, dass die Vorinstanz einen gegen Bundesrecht verstossenden Entscheid zu
fällen gehabt hätte. Fortan ist es in einer solchen Situation Sache der kantonalen Amts-
stelle und der Arbeitslosenkassen tätig zu werden.77

77 N21 geändert im Januar 2022
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Aufschiebende Wirkung

Definitionen

Aufschiebende Wirkung (Suspensiveffekt)

N22 Aufschiebende Wirkung bedeutet, dass mit der Einreichung einer Einsprache oder
Beschwerde die im Dispositiv der Verfügung78 angeordneten Rechtsfolgen nicht eintreten
können und keine Vollstreckung möglich ist.

Negative Verfügung

N23 Mit einer negativen Verfügung wird ein Begehren um Begründung, Änderung, Aufhebung
oder Feststellung von Rechten oder Pflichten abgelehnt oder darauf nicht eingetreten.

Positive Verfügung

N24 Mit einer positiven Verfügung wird ein Recht oder eine Pflicht begründet, geändert, aufge-
hoben oder festgestellt.

Aufschiebende Wirkung bei negativen Verfügungen

N25 Negative Verfügungen sind der aufschiebenden Wirkung nicht zugänglich (BGE 126
V 407).

Gemäss Art. 20 AVIG i.V.m. Art. 29 AVIV muss die versicherte Person ihren Anspruch auf
ALE monatlich geltend machen (Begehren um Begründung eines Rechts). Die Durchfüh-
rungsstellen prüfen die Anspruchsvoraussetzungen monatlich. Die verfügungsweise Ver-
neinung des Anspruchs ist somit als Ablehnung eines Begehrens um Begründung eines
Rechts zu qualifizieren. Anspruchsablehnende Verfügungen stellen mithin negative Verfü-
gungen dar und sind der aufschiebenden Wirkung nicht zugänglich.

 Beispiel:

Die versicherte Person bezieht seit 1.3. Leistungen der ALV. Am 16.7. überweist die Arbeitslo-
senkasse das Dossier wegen Zweifeln an der Vermittlungsfähigkeit der KAST zum Entscheid.
Gleichzeitig nimmt sie einen Zahlungsstopp vor (B277). Mit Verfügung vom 10.9. verneint die
KAST die Vermittlungsfähigkeit der versicherten Person ab 1.7. Die versicherte Person erhebt
am 17.9. Einsprache gegen die Verfügung und beantragt deren Aufhebung und Auszahlung
der Leistungen.

Frage: Sind die Leistungen auszuzahlen?

Antwort: Nein. Bei der Ablehnung des Anspruchs handelt es sich um eine negative Verfügung.
Diese ist der aufschiebenden Wirkung nicht zugänglich, d. h. mit Erhebung der Einsprache
kann die strittige Leistung nicht ausgelöst werden.

Fazit: Mit einer Einsprache oder Beschwerde gegen eine negative, wie z. B. eine leistungs-
verweigernde Verfügung, kann die Leistung nicht ausgelöst werden.

78 Als Verfügungen gelten auch Einsprache- und Beschwerdeentscheide (Art. 5 Abs. 2 VwVG)
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Aufschiebende Wirkung bei positiven Verfügungen

N26 Positive Verfügungen sind – im Gegensatz zu negativen Verfügungen – der aufschieben-
den Wirkung zugänglich. Die nachfolgenden Ausführungen gelten nur für positive Verfü-
gungen.

Als positive Verfügungen gelten insbesondere Verfügungen, die Rechte begründen
(z. B. den Anspruch auf ALE bejahen). Aber auch Sanktionsverfügungen sind als positive
Verfügungen zu qualifizieren, da mit solchen Verfügungen ein Recht geändert wird
(vgl. Definition der positiven Verfügung).

Aufschiebende Wirkung der Einsprache

N27 AusArt. 54ATSG i.V.m. Art. 11 ATSV ergibt sich, dass eine Einsprache gegen eine positive
Verfügung aufschiebende Wirkung hat, ausser wenn:

• der Versicherer (also die Durchführungsstelle) in der Verfügung der Einsprache die
aufschiebende Wirkung entzogen hat; oder

• der Beschwerde gegen den Einspracheentscheid von Gesetzes wegen keine
aufschiebende Wirkung zukommt.

Von Gesetzes wegen keine aufschiebende Wirkung haben gemäss Art. 100 Abs. 4
AVIG Beschwerden gegen Verfügungen nach den Artikeln 15 und 30 AVIG.

Gegen positive Verfügungen, welche Rechte begründen (z. B. Bejahung des An-
spruchs auf ALE), wird die versicherte Person i.d.R. keine Einsprache / Beschwerde
erheben. Hingegen macht die Ausgleichsstelle der ALV vertreten durch das SECO im
Rahmen seiner Aufsichtsfunktion nötigenfalls von seinem Einspracherecht Gebrauch.

Aus den obenerwähnten Grundsätzen folgt:

• Einsprachen des SECO gegen Verfügungen, die den Anspruch der versicherten Per-
son bejahen, haben aufschiebende Wirkung. Die in Art. 100 Abs. 4 AVIG betreffend
Verfügungen nach Art. 15 AVIG statuierte Ausnahme erweist sich als gesetzgeberi-
sches Versehen und ist nicht anzuwenden. Solange der Einspracheentscheid nicht
vollstreckbar ist (Art. 54 ATSG), dürfen keine Leistungen erbracht werden.

• Die Rechtsprechung hat erwogen, dass Einsprachen gegen Sanktionsverfügungen
wegen der kurzen Verwirkungsfrist von sechs Monaten gemäss Art. 30 Abs. 3 Satz 4
AVIG keine aufschiebende Wirkung haben (BGE 124 V 82). Sanktionsverfügungen
sind somit sofort vollstreckbar.

Aufschiebende Wirkung der Beschwerde vor dem kantonalen Gericht

N28 Das ATSG regelt grundsätzlich das Sozialversicherungsverfahren (Art. 34 bis 55 ATSG);
für das Beschwerdeverfahren vor dem kantonalen Gericht (Art. 56 ff. ATSG; Rechtspfle-
geverfahren) stellt es nur wenige Verfahrensregeln auf.

Gemäss Art. 61 ATSG bestimmt sich das Verfahren vor dem kantonalen Versicherungsge-
richt unter Vorbehalt von Art. 1 Abs. 3 VwVG nach kantonalem Recht. Art. 1 Abs. 3 VwVG
sieht vor, dass Art. 55 Abs. 2 und 4 VwVG über den Entzug der aufschiebenden Wirkung
auf das Verfahren vor dem kantonalen Gericht anwendbar ist. Demgegenüber verweist
Art. 1 Abs. 3 VwVG gerade nicht auf Art. 55 Abs. 1 VwVG, welcher die aufschiebende
Wirkung der Beschwerde stipuliert.



SECO Arbeitsmarkt / Arbeitslosenversicherung (TC) Weisung AVIG KAE

Stand: 01.07.2024 96/105

Auf Grund der Materialien79 zum ATSG und der Lehre80 vertritt die Ausgleichsstelle der
ALV die Ansicht, dass der Beschwerde vor dem kantonalen Gericht ungeachtet allfälliger
davon abweichender kantonaler Bestimmungen aufschiebende Wirkung zukommt.81 82

Aufschiebende Wirkung der Beschwerde vor Bundesgericht

N29 Art. 103 Abs. 1 BGG bestimmt, dass die Beschwerde in der Regel keine aufschiebende
Wirkung hat.

Art. 103 Abs. 3 BGG hält indes fest, dass der Instruktionsrichter oder die Instruktionsrich-
terin über die aufschiebende Wirkung von Amtes wegen oder auf Antrag einer Partei eine
andere Anordnung treffen kann.

Die Auszahlung von Leistungen auf Grund eines positiven kantonalen Gerichtsurteils
erfolgt nicht vor unbenutztem Ablauf der Rechtsmittelfrist.

Wurde hingegen Seitens einer Durchführungsstelle Beschwerde gegen ein solches Urteil
erhoben, so ist gleichzeitig ein Begehren um Erteilung der aufschiebenden Wirkung zu
stellen. Die Auszahlung der Leistungen ist somit bis zum Entscheid des Bundesgerichts
aufgeschoben. Sie kann erst erfolgen, wenn das Gesuch um Erteilung der aufschiebenden
Wirkung negativ oder in der Sache selbst zu Gunsten der versicherten Person entschieden
wurde.

79 BBl 1999 4618: «Festzuhalten ist, dass in Zusammenhang mit den Anträgen des Bundesrates zu den Varianten A
und B ein Antrag bezüglich der Aufnahme einer Bestimmung zur aufschiebenden Wirkung gestellt wurde mit dem
Hinweis, dass dann, wenn die Kommission der Variante A oder B folgt, der Antrag hinfällig wird. Die Kommission
ist der Variante A mit Einschränkungen gefolgt (vgl. dazu Ziff. 422). Formal erachtet sie den Antrag daher als nicht
gestellt. Dennoch ist zu bemerken, dass die Regelung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde den Einzel-
gesetzen überlassen bleibt. Stellen sie keine Sonderregeln auf, entspricht die aufschiebende Wirkung einem
Rechtsgrundsatz, der in den kantonalen Vorschriften zu den verwaltungsgerichtlichen Verfahren auch zum Aus-
druck kommt.»

80 Kieser, ATSG-Kommentar, Rz 19 zu Art. 56 und Rz 19 zu Art. 61

81 Würde die andere Auffassung vertreten, so führte dies dazu, dass, in Fällen, in denen das kantonale Verwaltungs-
rechtspflegerecht für Beschwerden keine aufschiebende Wirkung vorsieht, einer Einsprache ebenfalls keine auf-
schiebende Wirkung zukommen würde (Art. 11 Abs. 1 Bst. a ATSV). Dies würde den Grundsatz eines einheitlichen
Sozialversicherungsverfahrens (Art. 1 Bst. b ATSG) verletzen.

82 N28 geändert im Januar 2022
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Anwendung von Art. 50 ATSG in der ALV

N30 N30 gestrichen83

83 N30 gestrichen im Januar 2022
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Eröffnung von Entscheiden

N31 Es sind dem SECO sämtliche Entscheide der Durchführungsstellen, die auf Grund einer
Einsprache des SECO ergangen sind, mit eingeschriebener Post zu eröffnen (Art. 34
VwVG). Dabei ist unerheblich, ob der Entscheid in Form eines Einspracheentscheides,
einer Wiedererwägungs- und / oder Abschreibungsverfügung oder einer sonstigen Verfü-
gungsart ergeht.

Die korrekte Adresse lautet:

SECO – Direktion für Arbeit
Ressort Juristischer Dienst TCJD
Holzikofenweg 36
3003 Bern
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Erstellung unveränderbarer Dokumente

N32 N32 gestrichen84

84 N32 gestrichen im Januar 2022
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Unterschrift und Weiterleitung von Dokumenten

Unterschrift auf Verfügungen

N33 Verfügungen im Bereich der ALV müssen nicht unterschrieben werden, wenn:

• die Verfügung den Vermerk beinhaltet: «Dieses Dokument ist ohne Unterschrift
gültig»; und

• die verfügende Vollzugsbehörde und die verfügende Person erkennbar sind. Die ver-
fügende Person kann entweder namentlich oder mittels Kürzel genannt werden.

Die Verfügungen sind im elektronischen Kundendossier abzulegen. Im Falle einer hand-
schriftlichen Unterschrift, ist die unterschriebene Verfügung abzulegen.85

N34 Werden Dokumente trotz Beachtung der von der Ausgleichsstelle der ALV definierten
Standards in Gerichtsverfahren nicht zugelassen, entfällt die Haftung der Durchführungs-
stelle bzw. deren Trägerschaft für einen allfällig daraus entstehenden Schaden. Die Aus-
gleichsstelle der ALV ist unverzüglich zu informieren, falls Dokumente von den Gerichten
nicht zugelassen werden.85

Unterschrift auf Formularen86

N34a Formulare der ALV sind grundsätzlich eigenhändig zu unterzeichnen (Art. 14 Abs. 1 OR).
Gleichwohl wird die Verwendung sämtlicher elektronischer Signaturformen (einfache,
fortgeschrittene, qualifizierte, ausländische)87 anstelle der eigenhändigen Unterschrift
akzeptiert, ausser bei Formularen, die für Arbeitgebende bestimmt sind.

Wenn ein Arbeitgeber in Anwendung vonArt. 88 AVIG ein Formular der ALV unterzeichnen
muss, darf anstelle der eigenhändigen Unterschrift nur eine qualifizierte elektronische
Signatur mit qualifiziertem elektronischem Zeitstempel im Sinne des Bundesgesetzes über
die elektronische Signatur verwendet werden (ZertES; SR 943.03; Art. 14 Abs. 2bis OR).
Die Liste der anerkannten Anbieterinnen solcher Zertifizierungsdienste ist auf der Internet-
seite der Schweizerischen Akkreditierungsstelle (SAS) verfügbar. Sofern die verwendete
elektronische Signatur von einer dieser Anbieterinnen stammt, ist sie als rechtsgültige
Unterschrift anzuerkennen88. Die unterzeichnende Person muss im Übrigen zur Vertretung
des Arbeitgebers befugt sein.89

85 N33 und N34 geändert im Januar 2019

86 Dies betrifft nicht die Einreichung von Formularen über die eServices.

87 Vgl. hierzu die Internetseite des Bundesamtes für Kommunikation.

88 Weitere relevante Informationen zur qualifizierten elektronischen Signatur sind auf der Internetseite des Bundes-
amtes für Kommunikation verfügbar.

89 N34a eingefügt im Januar 2022, geändert im Januar 2023
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Weiterleitung von Dokumenten an die zuständige Stelle (Art. 29 Abs. 3
und 30 ATSG)

N35 Wird eine Anmeldung bei einer unzuständigen Stelle eingereicht, so hat diese das Doku-
ment unverzüglich an die zuständige Stelle weiterzuleiten. Für die Einhaltung der Fristen
und für die an die Anmeldung geknüpften Rechtswirkungen ist der Zeitpunkt massgebend,
in dem die Anmeldung der Post übergeben oder bei der unzuständigen Stelle eingereicht
wird. Dementsprechend ist für alle Eingänge das Datum der Einreichung festzuhalten.90

90 N35 geändert im Januar 2022
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Datenschutzrechtliche Weisung – Vollzug des AVIG
und des AVG / Informationssysteme AVAM und ASAL

N36 N36 bis N55 gestrichen91

91 N36–N55 gestrichen im Januar 2022
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Gender Mainstreaming im Vollzug

Definition

N56 Gender bedeutet soziales Geschlecht. Gender Mainstreaming bezeichnet eine internatio-
nal erprobte Strategie in der Gleichstellungspolitik mit dem Ziel, die Gleichstellungsas-
pekte auf allen Ebenen langfristig, nachhaltig und umfassend zu verankern, damit Frauen
und Männer gleichermassen in den Genuss von sozialen Gütern, Chancen, Ressourcen
und Anerkennung kommen.

Zielsetzung

N57 In N58 bis N59 werden Verwaltung und Durchführungsstellen für Genderfragen sensibili-
siert und zu diskriminierungsfreiem Verhalten in Wort und Tat angehalten. Es soll eine
hohe Gender-Kompetenz erlangt und das Gender Mainstreaming im Vollzugsalltag umge-
setzt werden.

Sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann

N58 Geschlechtergerecht formulieren bedeutet einerseits, die Gleichstellung im Bereich der
Sprache zu verwirklichen und andrerseits, Texte klar und eindeutig zu verfassen. So sind
Texte, die ausschliesslich männliche oder weibliche Personenbezeichnungen enthalten,
aber vorgeben, beide Geschlechter zu meinen, nicht gendergerecht. Die sprachliche
Gleichbehandlung erfordert jedoch keine Änderung der Sprache an sich, sondern lediglich
die bewusste und kreative Ausschöpfung der vorhandenen Mittel.

Hilfestellung bietet der «Leitfaden zum geschlechtergerechten Formulieren» der Schwei-
zerischen Bundeskanzlei (www.bk.admin.ch).

 Beispiele für die sprachliche Gleichbehandlung von Frau und Mann:

- Paarformen (Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Sachbearbeiter/in, der/die Arbeit-
geberIn, der Richter/die Richterin);

- Geschlechtsneutrale Ausdrücke (die Angestellten, die Stimmberechtigten);

- Geschlechtsabstrakte Ausdrücke (die versicherte Person, die Hilfskraft, das Mitglied,
Fachleute, das Personal, ein Gericht);

- Umformulierung («Bitte ausfüllen» statt «Der/die Arbeitslose soll das Formular ausfüllen»,
anstelle von «Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin erhält die Kinderzulage mit dem
Lohn» besser «Die Kinderzulage wird mit dem Lohn ausgerichtet»).

Die Mitarbeitenden im AVIG-Vollzug sind gehalten, sich mündlich (Auskünfte, Informati-
onsveranstaltungen etc.) wie schriftlich (Briefe, Broschüren, Entscheide, Formulare,
Informationsmaterial, Kreisschreiben, Mitteilungen, Protokolle, Schulungsunterlagen,
Verfügungen, Weisungen etc.) immer so zu äussern, dass sich jede betroffene Person
respektive der betroffene Personenkreis gleichermassen angesprochen fühlt.

Gendergerechter Vollzug

N59 Um dem Anspruch eines gendergerechten Vollzugs des AVIG zu genügen, gilt es nach-
stehende Grundsätze zu beachten:

• Arbeitslose Personen werden geschlechterunabhängig behandelt;
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• Versicherte Frauen und Männer können ihre Rechte während des gesamten
Wiedereingliederungsprozesses gleichermassen wahrnehmen (Erstinformation,
Beratungs-, Kontrollgespräche, Zuweisung, Vermittlung etc.);

• Der Zugang zu den arbeitsmarktlichen Massnahmen (Bildungs- und Beschäfti-
gungs-, sowie spezielle oder weitere Massnahmen) wird allen Versicherten gleicher-
massen – im Umfange ihrer Vermittlungsfähigkeit und in Beachtung ihrer persönli-
chen Verhältnisse (z. B. Betreuungspflichten) – ermöglicht;

• Die Einarbeitungs- undAusbildungszuschüsse werden gendergerecht zugesprochen;

• Die Qualität der zugewiesenen Kurse entspricht den Versichertenprofilen;

• Festgestellte Ungleichheiten werden mit den entsprechenden Massnahmen beseitigt.
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Schwarzarbeit

N60 Die Durchführungsstellen sind gehalten, gestützt auf Art. 11 BGSA, Hinweise und
Verdachtsmomente, welche auf Schwarzarbeit deuten können, den kantonalen Organen
zur Bekämpfung von Schwarzarbeit zur Abklärung zu melden.92

92 N60 eingefügt im Juli 2018


